
_Bundessozialgericht

— 11 BA A6/81 -

B e s c h 1 u B

in dem Rechtsstreit

Kläger und Beschwerdeführer,

g e g e n

.......................OOOOCOOOOCOOCCODCC......OI.

Beklagte und Beschwerdegegnerin.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am
13. April 1981 beschlossen:

Der Antrag des Klägers, ihm für die Beschwerde gegen
die Nichtzulassung der Revision im Urteil des

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom
27. Januar 1981 Prozeßkostenhilfe zu bewilligen,

wird abgelehnt. ‘
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G r ü n d e 3

Der Kläger hat mit Schreiben vom 8° März 1981 beantragt,

ihm für die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der

Revision in dem gem 5 & des Verwaltungszustellungs-

gesetzes am 19. Februar 1981 zugestellten Urteil des

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 279 Ja-

nuar 1981 Prozeßkostenhilfe zu bewilligen° Gemäß5 73a
Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm @ 114 Abs 1 der Zivil—

prozeßordnung (ZPO) kann Prozeßkostenhilfe nur bewilligt

werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung eine hin-

reichende Aussicht auf Erfolg bietet und ein Kläger die

Kosten des Rechtsstreits nicht, nur zum Teil oder nur in

Raten aufbringen kann° An der geforderten hinreichenden

Erfolgsaussicht fehlt es schon deswegen, weil die vom
Kläger selbst eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde im

Hinblick auf 5 166 SGGverworfen werden muß und nicht
mehr von einem vor dem Bundessozialgericht (BSG)

vertretungsberechtigten Prozeßbevollmächtigten wieder-

holt werden kann" Denn die Beschwerdefrist ist am
19. März 1981 abgelaufen‚ da das Berufungsurteil dem

Kläger am 19° Februar 1981 zugestellt werden ist, ohne

daß dem Kläger Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

gewährt werden könnte,

Einem Beschwerdeführer ist zwar Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand zu gewähren, wenn er ohne sein Verschulden

infolge von Armut an der Einhaltung der Beschwerdefrist

gehindert war. Ohne sein Verschulden ist ein Rechtsmittel-

&läger im Falle der Armut aber nur dann an der Einhaltung

1er Rechtsmittelfrist gehindert„ wenn er innerhalb der

iechtsmittelfrist den Antrag auf Bewilligung der Prozeß—

&ostenhilfe stellt und die Erklärung über die persön-
Lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse auf dem vorge-

schriebenen Vordruck einreicht‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_3_

Zu dem von der Prozeßkostenhilfe mit Wirkung vom 1° Ja—

nuar 1981 abgelösten Armenrecht hatte die Rechtsprechung

zunächst entschieden, daß gegen die Versäumung der Rechts-

mittelfrist Wiedereinsetzung nur zu gewähren sei, wenn
das Armenrechtsgesuch noch so rechtzeitig vor Ablauf der

Rechtsmittelfrist eingereicht wurde, daß noch innerhalb

dieser Frist über das Gesuch hätte entschieden werden

können (vgl die Nachweise in BGHZ 16, 1, 2 F und in BSG

SozR SGG5 167 Bl. Da 1 Nr 1). Später hat die Recht3prechung
der obersten Gerichtshöfe des Bundes gefordert, daß zu-
mindest das Armenrechtsgesuch und das Armutszeugnis inner—

halb der Rechtsmittelfrist beim Rechtsmittelgericht einge-

gangen sein müßten (BSGE 1, 287 und BSG SozR Nr 34 zu
5 67 SGG; BAG NJW 1967, 222; BVerwG DVB1 1961, 294; BFHE

118, 300).

Diese Recht3prechung ist zur Prozeßkostenhilfe fortzu-

setzen. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die

Versäumung der Rechtsmittelfrist kann dem Rechtsmittel-

führer nur gewährt werden, wenn er das Gesuch um Prozeß-

kostenhilfe und die an die Stelle des Armutszeugnisses

getretene Erklärung im Sinne des 5 117 Abs 2 ZPO über

seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse auf

dem gemäß 5 117 Abs & ZPO vorgeschriebenen Vordruck

innerhalb der Rechtsmittelfrist eingereicht hat, oder wenn

er ohne sein Verschulden hieran gehindert war. Ob darüber

hinaus zu fordern ist, daß der Rechtsmittelkläger allein
aufgrund der bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist vorge-

legten Unterlagen mit der Gewährung der Prozeßkostenhilfe

rechnen durfte (vgl zum Armenrecht BSG SozR 1500 5 67

Nr 14), braucht hier nicht entschieden zu werden. Denn im '
vorliegenden Fall fehlt es schon an der vorgeschriebenen

Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse, ohne daß ein Entschuldigungsgrund ersichtlich

wäre. Der Kläger ist ausreichend darauf hingewiesen

werden, daß der Antrag auf Bewilligung der Prozeßkosten-

hilfe und die Erklärung über die persönlichen und
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wirtschaftlichen Verhältnisse innerhalb der Beschwerde-

frist bei dem BSG eingehen müssen. Das ergibt schon der

letzte Absatz der Rechtsmittelbelehrung des Berufungs-

urteils, wo allerdings anstatt von der Nichtzulassungs-

beschwerde von der Revision die Rede ist. Dem Kläger ist

jedoch vom BSG auf seinen Prozeßkostenhilfeantrag, ein;

gegangen am 10. März 1981, unter dem 12. März 1981 der

Vordruck für die Erklärung über die persönlichen und

wirtschaftlichen Verhältnisse übersandt worden mit dem

Hinweis, die genannte Erklärung müsse innerhalb der

Beschwerdefrist, dh innerhalb eines Monats nach Zustellung

des angefochtenen Urteils, beim BSG eingegangen sein. Da

die notwendige Erklärung vom Kläger nicht eingereicht

worden ist, war sein Antrag auf Prozeßkostenhilfe abzu—

lehnen.
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